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Damit war der Versuch eines demokratischen parlamentarischen Systems vor·
erst beendet

Allerdings entsprach das demokratische System Grossrumäniens in keiner
Weise einem westlichen Demokratieverständnis. Dazu fehlte ihm eine solide
miuelständische Basis. Rund 80 Prozent der Bevölkerung lebten auf dem Lan­

de, die Analphabetenrate der Gesamtbevölkerung lag bei etwa 40 Prozen(.69
Eine breite, ungebildete und grösstenteils in Armut lebende Masse von Land­
bewohnern blieb in traditionellen Verhaltensmustern verhaftet und empfand
die staatlichen Strukturen und das städtische Leben als fremd und bedroh­
lich.70 Ihr stand eine relativ kleine, städtische Elite gegenüber, Eine kulturelle
Avantgarde orientierte sich stark an Westeuropa, besonders Frankreich, und
war vom Willen beseelt, den kulturellen Anschluss an den Westen zu fin­
den. Zwischen den Angehörigen dieser Elite und der einfachen ländlichen
Bevölkerung verlief ein tiefer Graben.'l Eine grössere Arbeiterschaft existierte
noch nicht, da die Industrie erst relativ schwach ausgebildet war. Zudem han­
delte es sich vielfach um vom Land zugezogenen, ungelernte Arbeiter, die
sich noch nicht fest an die städtische Lebensweise angepasst hatlen.n Ein
breiter Mittelstand fehlte. In Siebenbürgen gab es zwar historisch gewach­
sene städtische SChichten, doch setzten sich diese grösstenteils aus Nicht­
rumänen (vor allem Deutschen und Ungaren) zusammen. Im Altreich war
eine jüdische Handwerker- und Kaufmannsschicht vorhanden, die sich jedoch
einem starken Antisemitismus ausgesetzt sah, welcher schon vor dem Ersten
Weltkrieg ausgeprägt war und in den dreissiger jahren besonders unter dem
Einfluss der Eisernen Garde weite Verbreitung fand."

69 KlAus-Dt:TlLV GROTIiUSUl (Hg.): Rum"'l/im. Göaingen 19n, S. 427 und 445 (- SüdoSleurop<l­
Handbuch, Bd. W,

70 M'llN HElNEN: D/eLI18/on .ErzengelMI(bael. In Rumtlllien. Soziale Bewegu"g undpolit/gbe
Organtsatwn. EI" Beitrag.%Um Problem des internafiono.len FaM:blsmus. Diss. München
1986, S. 47. TatSJichlkh waren NichtnJmänen in den SlJld!en bedeutend stärker vertreten als
auf dem I=d. BolA (1997), S. 17.

71 CoNSTANT1N P!TCU1ZSClJ: M/.faU"f?aleglono.r<'l. Mit f/ reafitale. Bucure~i 1997, S. 47 f.
72 DUMnltU ~DRU: The gr<)Wlh of Romania's urban population bctween the two world wars

through peasant immigrntion5. In: Nouvelles lrudes d'b/stoire, Bucu~i, 2 (980), S. 167 ff.,
und FLORtANlHUIU'.Zl'.I.NulFLORIAN (997), S. 199 f.

73 Zum Antisemitismus der Zwischeokriegszeit und seinen Wun:eln siehe beispielsweise IRINA

lrvEzf.Ar<u: Culturd fi no.twnal/.sm in Romänia Mare 1918-1930. Bueu~i 1998, speziell
S. 21 ff. und 5, 229 ff. ("nglische Originalausg.: Cultut:al politics in G~.:It"r Romania. R"gion­
alism, nation bu~ding and ethnic struggle, 1918-1930. Cornell 1995) und FMNCISCO VElGA:

lsroria Gdrzfi de Her 19/9-1941. M/stlca ulJmnafTonalismul,<i. Bueur,,~i 1995, S. 55 ff.
(spanisch" Originalausgabe, La mistIca del ultranacronalismo. Historia de la Guard/a de
Hierro. Barcelona 1989)

Aussenpolitisch orientierte sich das Rumänien der Zwischenkriegszeit stark
an Frankreich. Nach den grassen Gebietsgewinnen in der Folge des Ersten
Weltkrieges bestand das Hauptziel darin, den Status qua aufrechtzuerhalten.
Der Machtaufstieg Deutschlands unter Hitler und dessen Ziel der Revision
der Pariser Vorottsverträge bedeutete daher eine potentielle Bedrohung filr
Rumänien. Im Verlauf der dreissiger jahre gelangte es aber auf wittschaftli­
ehern Gebiet in eine starke Abhängigkeit von Deutschland. Das Interesse an
Rumänien beruhte vor allem auf Rohstoff- und Nahrungsmittellieferungen
im Hinblick auf einen zukünftigen Krieg. Deutschlands starker Einfluss wur­
de aber weniger als Bedrohung empfunden denn die Gefahr eines Über­
greifens des sowjetischen Bolschewismus. In Rumänien existierte seit 1921
eine (ab 1924 verbotene) Kommunistische Partei, welche sich Fiir die Abtre­
tung der Gebiete, die nach dem Zusammenbruch des Zarenreiches eingeglie­
dert worden waren, einsetzte und einen generellen Umsturz des gesellschaft­
lichen Systems nach dem Vorbild der UdSSR befilrwortete. Allerdings blieb
die rumänische KP (Partidul ComuniSl Roman; peR) eine marginale Kraft
ohne grassen Einfluss auf das politische Leben. Vor ihrer Legalisierung 1944
zählte sie nur rund 1000 Mitglieder. Ein Grossteil davon waren Angehörige
nationaler Minderheiten CUngarn,juden, Ukrainer). Mitglieder der Kommuni­
stischen Partei wurden verfolgt, viele von ihnen waren entweder in Haft oder
hielten sich im sowjetischen Exil auf.

1944, nach dem Einmarsch der Roten Armee in Rumänien, veränderte sich
die Situation schlagartig. Die SOWjetischen Besatzer betrauten die Partei mit
der Herrschaft Bis dahin war sie eine der kleinsten und unbedeutendsten
kommunistischen Parteien Europas gewesen. Der Marxismus verfügte in
Rumänien praktisch über keine Basis und stiess in der Bevölkerung grössten­
teils auf Ablehnung. Noch jahre nach der kommunistischen Machtergreifung
kämpften Partisanen in den Bergen gegen das neue Regime.'~ Die kommu­
nistische Herrschaft in Rumänien war deshalb von Anfang an von Moskau
abhängig. In den fünfZiger Jahren zählte Rum.änien zu den treuesten Satelli­
tenstaaten der UdSSR und unterordnete sich ihr fast vollständig. 15 Al1erdings
war es innerhalb der Kommunistischen Partei'76 zu Machtkämpfen zwischen

74 Si"he dazu: CrCIJI:ONE ION1TOlU: ResJsten/a arma/d antl<:omunJsta din mU/l/if Rom/in/et
1946-1958. (Ed. a li-al. Bucu~~i 1993.

75 DroNrsrEGHfJlMANt: DIe nm/onaleSoulJerl2/1lt4rspolifikderSR Rum"nfen. I. Te~, 1m Rahmen
des sou,jetlst;ben BündnlssysJems. München 1981, S. 30 ff. (- Untersuchungen zur Gegen­
wartskunde Slldosteuropas, 17).

76 Die Kommunistische Pan"i Rumäni"os nannte sich nach der \'e~inigungmit der SozialderTKl­
kratis.chen Partei 1948 bl~ 1965 Rumänische Afbeit"rp:utei (Partidul Muncitoresc RomJIn,
PMR).
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dem intemationalistischen Flügel, dessen Venreter die Kriegsjahre im Mos­
kauer Exil verbr.Kht hatten und dem Heimatflijgel, dessen Mitglieder in
Rumänien geblietx=n und oftmals inhaftien worden waren, gekommen. Im
Gegensatz zu anderen Satellitensl3aten der UdSSR war es letzterer Gruppie­
rung nicht nur gelungen, den stalinistischen Säuberungen zu entgehen, son­
dern gar sich selber in der ersten Hälfte der fünfziger jahre im Machtkampf
gegen den internationalistischen Flügel zu behaupten und diesen auszu­
schalten."

Gheorghe Gheorghiu-Dej, der Generalsekretär der Partei, welcher zum
Heimatflügel gehöne, verhielt sich in den fünfziger Jahren der SowjeNnion
gegenüber loyal. Ein Wendepunkt kam gegen Ende des Jahrzehnts, als sich
durch den Abzug der Roten Armee aus Rum1nien 1958 der politische Spiel­
raum vergrössene. Gleichzeitig brachen Meinungsunterschieden innerhalb
des RGW aus. Die UdSSR und die entwickelteren Staaten dr'.ingten auf eine
Arbeitsteilung, wobei Rumänien seine traditionelle Rolle als lieferant von
Rohstoffen und landwirtschaftlichen Gütern hätte beibehalten sollen. Dem
widersetzte sich die rumänische Führung vehement. In traditionell stalinisti­
scher Manier sollte die Entwicklung einer eigenen Schwerindustrie voran­
getrieben werden. In einem vorsichtigen und stufenweisen Vorgehen, auch
unter Ausnützung des sowjetisch-<:hinesischen Konfliktes, distanziene man
sich von der UdSSR Radikale Veränderungen, die Moskau hänen provozie­
ren ocIer die ihr einen Vorwand für ein Eingreifen hauen liefern können wie
etWa 1956 in Ungarn, wurden vermieden. Im Gegensatz jedoch zu Nagy ver­
trat Dei keine reformistischen Ideen, sondern war eher an der Aufrechterhal­
Nng des stalinistischen Systems interessien. Auch wurde die Zugehörigkeit
des Landes zum sowjetischen Hegemonialbereich nie in Frage gestellt.
Begründet wurde das Abweichen vom sowjetischen Kurs denn auch stets
mit onhodolC marxistisch-leninistischen Argumenten, womit man allfälliger
sowjetischer Kritik gleichsam den Wind aus den Segeln nahm."

Die UdSSR duldete das rumänische Experiment eines Kommunismus mit
nationalen Akzenten. Mit dem .nationalen· Kurs hatten die rumlnischen
Kommunisten einen Konsens mit der Bevölkerung gefunden, welcher zur

n Siehe dazu beispielswNe C. D. KEa.'IlG (Hg.): Sou.jelsyslem utlddemolmUiscb~ ~/.sl;baft.

DUJ ,rom",,,nlstiscben ParTe/erl der 1f'<!1I. Freioorg Im Brellgau 1969, S. 438 f.
78 Filr eine ~usfOhrlicheD:of'$(ellung der EnlwkklunlJ$geschkhte des rum:tni$Chen Sonderwe­

ges In den fünfziger und $o:'Chziger J;ahren siehe: GW> F~"n.w: DUJ nHniJ,dscbe Abwet­
chul'lß Eine8efcbreibuns undAnalyse Ihrer EntsteblltlR. Dw. Miln${er 1990 (- Studien zur
Potil..JcwlMen5Chaft, Bd 57).

grOsseren Legitimierung und Akzeptanz des Kommunismus beitrug.1? Gleich­
zeitig kam es zu einer vorübergehenden liberalisierung im lnoem. Bis Mine
der sechziger jahre wurde ein Grossteil der politischen Gefangenen freige­
lassen", die Beschränkungen der Meinungsfreiheit gemilden und Kontakte
mit dem Westen erleichtert. Mit den relativ bescheidenen wirtschaftlichen
und sozialen Verbesserungen der ersten beiden jahrzehnte kommunistischer
Machtausübung spüne die Bevölkerung somit erstmals seit langer Zeit wie­
der eine konkrete Verbesserung ihrer Lage.

Denn trotz der ererbten Strukturrnängel gelangen Rumlnien unter dem
Kommunismus zweifellos einige Modernisierungserfolge. So etWa im Bil­
dungsbereich, wo das Analphabetentum praktisch eliminien wurde, im
Gesundheitsbereich und in der Sozialfürsorge, wo staatliche Leistungen und
Garantien zu einer zuvor nicht gekannten sozialen Sicherheit fühnen. Auch
bemühte man sich, die Industrialisierung voranzutreiben, unter Vernachläs­
sigung der Landwinschaft, die grOsstenteiis kollektivien worden war. Bis
Ende der achtziger jahre lebte rund die Hälfte der Bevölkerung in den Städ­
ten, die durch den Ausbau der Industrie gewachsen waren. Wie bereits in
der ZWischenkriegsZeit, allerdings jetzl in viel grösserem Ausmass, entstand
dadurch ein breites städtisches Proletariat, das aber noch ländlich geprägt
war. Für diese ehemaligen Landbewohner bedeutete der Umzug in die Stadt
mit Komfon wie elektrischem SlI'Om und messendem Woi.sser, geregelten
Arbeitszeiten und vielerlei kulNrelien Einrichtungen einen sozialen Aufstieg.
Für das System andererseits waren diese entwurzelten Schichten eine rela­
tiv leicht konll'OlIierbare Bevölkerunssgruppe.·1

Diese Verbesserungen und die Uberalisierung fühnen in der Mitte der sech­
ziger jahre dazu, dass die grundsätzliche Bereitschaft stieg, das System zu
akzeptieren und gewisse Einschränkungen in Kauf zu nehmen.klln diese Zeit
fiel der Machtantritt des noch relativ jungen und unbekanntenCeau~ 1965.

79 03bei h:mdeh es sich nicht um ein ren rum1niJches Ptdnomen, 5Ol'ld=l um eine Emwiclr.­
Iung, dae auch in ander=~ regierten Staaten anzutreffen 90'31" Rum1ruen zedl­
nete sich jedoch c:bdurch &IS. cbss es cbac rntwicIr.Iung Vld wtile-lrieb. Boo. (1997). S. fI:J ff

80 Eine Über!.icht über dae Anz3hI der polill:JChenGef~ von 1955 bis 1964 isl: zu fmc\en
in CoNsnNmiru (998), S.497.

81 1'\.oalAN/HUJ:uv..'lUlFJ.OelA." (1997), S. 302 ff.
82 tn diesem Zuwnmenhang inleressant 1$1 doe Rechnung, die DanieI Barbu /Ur die ZeiUp2Ilne

1950 bis 1970 anstellt: Dert'lJUCh soU die Anzah1 derjenigen, die unlerdem louIiW'en SY${em
direkt zu leiden hatlen, ZWis<:hen 4 % bis malt/mal 8'" der Ge5'llTltbevölk~n.lOgbet.ragen
haben, wlihrend sich die persönliche Sll\.I:lIkm fOr einen Anleil von zwischen 20 'Mo und 70%
der Bevölkerung verbes5ene. DM'lln 11....Bu: Desllnul colectiv, 5e1'Vil\.llea involuntld, neferi­
citea toUlit;Id Ire; miruri ale COffiunismului rom'-ndC. In Ml/IlrilB CQmllnls"'ll/lll mm<'l­
nese Sub ditec:\~ lui !.ud;Jn Boia. 8ucure,li 1998. S 192ft"
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Er sollte es sein, der die Lage zu seinen Gunsten auszunützen wusste und
den UnabhängigkeilSkurs seines Vorgängers fortsetzte.

Der Verlauf der Reformen in Rumänien im ersten Jahrzehnt nach der Ober.
windung des kommunistischen Regimes ist in smrkem Ma')se vom vorkam­

munistischen historischen Erbe geprägt. Die unterschiedliche historische Ent­
wicklung der verschiedenen Landesteile ist nach 1989 wieder deutlicher als
unter dem kommunistischen Regime zu Tage getreten. Siebenbürgen und die
westlichen landesteile mit ihrer historischen Verbundenheit mit Ostmiuel·
europ3 stehen den südlichen und östlichen Gebieten gegenüber, die histo­
risch engere Bindungen zum südosteuropäischen Raum aufweisen. Der rumä­
nische Staat, wie er in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts enlstanden
war, basiene in seinen politisch-rechtlichen formen in erster ünie auf rela­
liv jungen, westlichen Einßüs.sen, vor allem aus Frankreich. In der Pr.ucis, im
politischen Denken aber, kam seither auch immer wieder die byzantinische
Tr.KI.ition zum Vorschein. Die FI1rstenrumer Moldau und Walachei waren jahr­
hundertelang nach byzantinischem Vorbild regiert worden; ihre Fürsten ver­
standen sich als von GOIt eingesetzte Henscher mit sowohl nach aussen als
auch nach innen unumschränkter Macht Die Ideen der Unabhängigkeit und
des zenU'a.lismus spielten eine wichtige Rolle.1J Die theoretischen Anspruche
standen aber oft einer ganz anders gearteten Realität gegenüber.

Trotz der Vereinigung des rumänischen Altreiches mil den iibrigen rumä­
nisch besiedelten Gebieten 1918 änderte sich die politische Struktur des Staa­
les nur geringfiigig. Die politische Praxis blieb in starkem Masse von den
Traditionen des Altreiches beeinßusst. Dies auch deshalb, weil die Rumänen
in den neu hinzugekommenen Gebieten keine staatlichen Strukturen verwal­
tel, sondern unter Fremdherrschaft gelebl hatten. Einen siebenbiirgischen
oder bessarabischen rumänischen Staat hatte es nicht gegeben. Ein eigenes,
·nalionales- politisches Denken konnte daher nur an die Traditionen des All­
reiches beziehungsweise der Fürsten(Ümer Moldau und Walachei anknüp­
fen.

In der Folge der Vereinigung mit dem Altreich gerieten die Gebiete, die
früher unter fremdherrschaft gestanden hauen, unter die zentrale Verwaltung
Bukarests. Seither zeigte es sich immer wieder, dass für die politische Ent­
wicklung das Altreich bestimmend blieb, die neuen Gebiete wurden Provin­
zen in einem zentralistischen Staat.1I4 Der Unterschied zwischen dem Allreich

83 PIPPIDI (1983), S. 17 ff.
84 Die Kommunlste:n verboten c:lWlI die: unkne Kirche der Siebenbürger Ruminen. Diese durf­

ten sich bis \990 nkht mehr dazu bekennen, .sondern soUten die onhodoxe Konfe5slon der

und den ehemals habsburgischen Gebieten manifestierte sich nach 1989 auch
in den wahlergebnissen deutlich.

Eine einheitliche Strategie, um die Reformen voranzuueiben, fehlle im
posuevolutionären Rumänien. Die alte Diskussion über den Charakter der
gesellschaftlichen Umslellungen, über revolutionäre Veränderungen oder
eine evolutionäre Entwicklung, wird unter neuen Vorzeichen weitergeführt.
Geradezu typisch dafür ist das Abwiigen zwischen wirtschaftlicher Notwen­
digkeit und sozialer Verträglichkeit von Reformmassnahmen, welches Rumä­
niens Reformpolitik prägt Die Argumente knüpfen dabei an Ideen und Kon­
zepte an, wie sie bereits in der Modemisierungsdiskussion des 19. und frühen
20. Jahrhundens formuliert wurden (forme fära. fond, prin noi ill{iine etc.).

Auf politischem Gebiet widerspiegelt sich die gesellschaftliche Fragmen­
lierung in der Paneienlandschaft. Den Parteien fehlt es meisl an langfristigen
Strategien und klaren Konturen. Viele Parteien basieren auf dem Ansehen
eines oder mehrerer SpilZenvert.reter. Politiker aller Couleur befleissigen sich,
kurzfristige Versprechungen zu machen und pnegen Opportunismus und
Populismus. Darin sind Züge der politischen Tradition der Zwischenkriegs­
zeit erkennbar. Wie damals gibl: es auch heute Anzeichen, die auf eine
zunehmende Politik- und vor allem Politikerverdrossenheit hinweisen.1S

Eines der Hauplhindernisse der Reformen slellt der überdimensionierte,
schwerfällige und ineffizienle Beamtenapparal dar. Ab dem 19. Jahrhunden
wurde mit den gesellschaftlichen Veränderungen im Zuge der Modernisie­
rung und dem Aufbau einer staatlichen Bürokratie die Beamtenlaufbahn zu
einer Möglichkeit für viele, den sozialen Abstieg (Verlust von Privilegien und
ökonomischer Machl bei den Grossgrundbesitzem) zu kompensieren oder
sozial aufzusteigen (Bauernschaft, untere slädtische Schichten). Auf beider­
lei Weise wurde der Beamtenapparat aus Schichten rekrutiert, die der Moder­
nisierung und Veränderungen eher skeplisch gegenüberstanden und die auf
die neuen Anforderungen nur ungenügend vorbereitet waren. Die Staatsver­
waltung entwickelte sich derart zu einem konservativen, trägen und von der
jeweiligen Regierung leicht zu vereinnahmenden Element, eine Tendenz, die
durch den zentralistischen Charakter des Staates nur noch verstärkt wurde.

Rumänen des Alirekhes annehmen. <b die Rum.!l.nen als einheitliches Volk auch einer ein·
heitlichen KonfeS5ion anzugehÖfen Mnen. Die Revolution von 1989 begann zwar in den
westlichen landesteilen, die für den welleren Vt:rlauf der EreignWe ausschlaggebenden
Ereignisse und Enl5Cheidungen lIber fanden in Bukaresl Slan.

85 Bei den Bukareste:r ObetbUrgermeisterwah1en im Herbst \998 nahm die Wahl.beteiligung
gegenüber den vorangegangenen W:,thlen deutlich 31). Den Wahlen ww ein fast Z"-eljähriges
Gerangel um die Neube~zungdes Y1lkarll gc:wordenen ObctbUrgerrneisterposteru VOrlUl­
g"g=gert.
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Ene starke Aufblähung erfuhr Rumäniens Beamtenapparat dann insbeson­
dere in der kommunistischen Zeit. Der Zuwachs kam vor allem aus der länd­
lichen Bevölkerung, die nun die MOglichkeit erhalten hatte, ein Auskommen
ausserhalb der landwirtschaft zu finden. Diese Beamtenschaft wie auch die
politischen Akteure sind nun im Zuge der Reformen an einer 5ltaffung und
Rationalisierung der Staatsbürokratie wenig interessiert, bedeutet dies doch
notwendigerwcise Endassungswellen mit vorhersehbaren sozialen Proble­
men.

zentralistische, bürokratische Vcrwaltungsstrukturen waren schon vor der
kommunistischen Machtergreifung charakteristisch für Rumänien. Gewisse
Tendenzen waren, nach byzantinischem Vorbild, schon in der Organisation
der rumänischen Fürstentümer erkennbar. Beim Aufbau einer modernen
Sta:llsverwalrung seit dem 19. Jahrhundert wurde er von französischem Ein­
fluss ilberlagen, welcher diese Tendenz verstärkte. Das Rumänien von der
UdSSR auferlegte Gesellschaftssyslem mit seinen bürokralischen Strukturen
trieb diese Tendenz schliesslich auf die Spitze. Sie bildet eine der schwer­
sten Hypotheken für die weitere Entwicklung, verhinden sie doch nichl nur
rasche Reformen, sondern hält auch ausländische Kapitaleigner davon ab zu
inveslieren.""

Gerade Kapital aber fehlt Rumänien. Der Mangel an genügend eigenem
Kapilal ist ein Grundthema, das die ganze Geschichle seiner Modemisierung
prägt. Lange Zeit basierte die WirtSChaft der Fürstenlümer Maidau und
Walachei auf Naturalwirtschaft; erst im 1B. und 19. Jahrhunden nahm die
Geldwirtschaft vor allem im Aussenhandel grössere Dimensionen an.S7 Das
geringe Vorhandensein von eigenem Kapital durch den relativ spälen Wech­
sel zur Geldwirtschaft und die allgemein schwache (industrielle) Entwicklung
des Wirtschaftslebens er.>ehwerten das Vorhaben, den Entwicklungsrückstand
gegenüber dem Westen aufzuholen. Dieses konnte aurgrund des fehlenden
Kapitals nur unvollständig und phasenverschoben realisiert werden. In der
Folge föhne die vorangetriebene M<X!emisierung zu einer Abhängigkeit des
jungen rumänischen Staates von ausländischem Kapital. Diese Abhängigkeil
haI Rumänien nie überwunden; gerade das Verschuldungsproblem unter
Cea~scu zeigt dies deutlich. Die Reaktionen auf diese Abhängigkeit waren

86 Die undurch5Chauball:n, l;angwierigen bllrokr.u.i5chen Prozeduren sind einer der :un häu­
figsten angeführten Gründe potentieller ....esUicher Investoren, n!chl in Rumlinien zu inve­
5lleren.

87 P. P. PAI<AlTl5CtI: Oe ce ~u f051 fl:ll':ol rom1ne:ascl )i MoLdo..... ~i ~el Ln, fmerprerlJri
I'Omtlnl!f1i Stud/l de fstOrVI «onom/cd 11 1lX/a1iJ. BuoJre$l 1994, S. 110.

auch stetS von der Furcht geprägt, dass dem land daraus negative Folgen
erwüchsen.

Die relative ökonomische Rückständigkeit offenbane sich seit Ende des
IB.Jahrhunderts im Kontakt mit dem Westen. Die Gebiete des heutigen Rumä­
nien kamen durch die voranschreitende Enrnicklung der induslrialisierten
Staaten unter Druck. Fonan wurde der Westen zum SChrinmacher der Ent­
wicklung, der Rumänien das Tempo vorgab. Die Enrnricklung wurde von
aussen aufgezwungen, wollte das Land nicht in noch stärkere Rückstän­
digkeit geraten. Die Synchronisierung und der Ausgleich der Entwicklungs­
unterschiede mit dem Westen als zentrale Ziele der Modernisierung waren
demnach nicht ideologisch legitimien oder endogen motiviert. Vielmehr
erschienen sie durch das Eindringen kapitalistischer Einnüsse von aussen als
wirtschaftliche Notwendigkeiten. Daher hatte die Modernisierung von Beginn
an einen künstlichen, von oben gelenkten Charakter. Den Modernisierungs­
bemOhungen der Nationalliberalen unter dem Schlagwort .prin nai i~ne.,
später der Industrialisierung unter dem kommunistischen Regime und den
heutigen Reformen lagen Konzepte zugrunde, die Teile der Elite gegen den
Widersund grasser BevOlkerungsleile und anders gesinnter Gruppen der Elite
durchzusetzen versuchten. In Überschätzung des Machbaren wurden weit­
gesteckte Ziele gesetZt in der Hoffnung, schnell aufzuholen und gewisse
Etappen der Enrnricklung überspringen zu können. Dabei gelangten diese
Konzepte nicht bis in die einfache Bevölkerung, sondern blieben auf die
Elite beschränkt, innerhalb derer darüber gestritten wurde. Der Graben zwi­
sehen der Intelligenz und der einfachen, schlecht gebildeten Bevölkerung
ist trotz der Verbesserungen im Schulsystem unter dem Kommunismus nach
wie vor existent.. wie die eindeutig antiintellektuellen Züge der Bergarbeiter­
proteste von 1990 gezeigt haben. Gerade die politische Instrumenta1isierung
der Bergarbeiter 199011991 und erneut 1999 zeigt, welch ein Problem bei
der Realisierung der Reformen diese Entfremdung zwischen Bevölkerung
und Elite darstellt. Auch prägen Ungleichgewichte, wie sie durch die unvoll­
ständige Modernisierung des 19. und 20. Jahrhunderts und insbesondere
w'Jhrend der kommunistischen Herrschaftszeit entstanden sind, die heutige
Gesellschaft. Dazu gehön insbesondere das Gefltlle zwischen Stadt und land.
In den letzten Jahren entstand ein soziales Gefltlle auch innerhalb der städ·
tischen Schichten zwischen einer relativ kleinen Gruppe, die es durch die
neuen wirtschaftlichen Freiheiten zu einem gewissen Wohlstand gebracht
und der Mehrheit der Bevölkerung, deren lebenssitu<Uion sich durch die
Reformen verschlechtert hat.
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Die oberflächlichen und nie konsequent durchgeführten Modernisierungs­
schrine [iessen eine Mischung und Überlagerung alter und neuer Strukturen
entstehen. Dies führte zu Konflikten, da das alte System nicht mehr und das
neue noch nicht in einem ihnen entsprechenden Umfeld funktionieren konn­
ten. Da die einheimischen Ressourcen für eine durchgreifende Modernisie­
rung aber nicht ausreichten, wurde der krisenhafte Überg',mgszusrand zwi­
schen traditionellem und modernem Wirtschaftsleben zum Dauerzustand,
gekennzeichnet von einer langsamen, kontinuierlichen Entwicklung. Die stän­
dige Überlagerung durch neue, von aussen angeregte, Modemisierungspha­
sen verunmöglichte ein Aufuolen, ja, akkumulierte die Modernisierungsrück­
stände, verschärfte aber zugleich wiederum den Zwang, die Modernisierung
weiterzuführen. In der nachkommunistischen Zeit führte die zögerliche
Umsetzung der Reformvorhaben zu einem Nebeneinander von plan- und
marktwirtschaftlichen Wirtschahsformen, die sich gegenseitig blockieren.
Auch darin widerspiegelt sich das Grundmuster der Reibungen einander
überlagernder Modernisierungsphasen.

Die lndustrialisierungs-, Bildungs- und Urbanisierungspolitik der Kommu­
nisten hatte diejenigen Bevölkerungsschichten herangebildet, die das kom­
munistische Zwangssystem schliesslich überwinden sollten: die städtische
Bevölkerung, die Jugend, die Intelligenz. An einem bestimmlen Punkl der
Entwicklung, als der Kommunismus immer mehr als Hemmnis empfunden
wurde, verselbständigten sich diese Schichten und brachen mit dem kom­
munistischen Entwicklungsmodell. Die Mcxlernisierung war hier insofern
erfolgreich, als sie in einem gOnstigen Moment eine Eigendynamik ent­
wickeln konnte und sich gegen das sie einengende System wandte, das sie
hervorgebracht hatte. Allerdings ist der Prozess der gesellschaftlichen Umge­
staltung noch nicht zu Ende geführt worden; innerhalb der neuen Schichten
zeigten sich schon bald Brüche und rnteressengegensätze, welche die wei­
tere Entwicklung behindern. Der Impuls jedoch ist gegeben; von seiner
Stärke und von der Fähigkeit, seine Antriebskraft zu nutzen, wird es abhän­
gen, ob und auf welche Weise das historische Erbe überv.runden werden
kann.




